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Abstract 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen bewertet die vorgesehenen Maßnahmen im Referentenentwurf eines 
Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung als zu kurzgreifend, um die 
strukturellen Herausforderungen der Krankenhausfinanzierung nachhaltig zu lösen. Sie bergen die Gefahr, 
bestehende Fehlsteuerungen zulasten der professionellen Pflege zu verstärken. 

Pflege wird weiterhin primär als Kostenfaktor betrachtet, obwohl ihre zentrale Bedeutung für 
Versorgungsqualität, Patient*innensicherheit und Systemeffizienz wissenschaftlich belegt ist. Der Fokus auf eine 
reine Kostendämpfung ohne eine längst überfällige strukturelle Weiterentwicklung der Anreizsysteme im 
Krankenhaus, die die Pflege adäquat berücksichtigt, kann nicht zufriedenstellen. Nach wie vor sind weder die 
personellen pflegerischen Strukturvoraussetzungen in den Leistungsgruppen, noch die pflegerischen Leistungen 
im System abgebildet. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen spricht sich daher für eine konsequente Weiterentwicklung des 
Pflegebudgets hin zu einem leistungs-, qualitäts- und bedarfsorientierten Pflegeerlösbudget aus. Eine Deckelung 
des Pflegebudgets kann allenfalls als temporärer Zwischenschritt zur Stabilisierung der GKV-Finanzen betrachtet 
werden. Ziel muss sein, Anreize für eine transparente, qualitätsgesicherte pflegerische Versorgung der 
zunehmend älter und multimorbider werdenden Patient*innen im Akutkrankenhaus zu setzen. Die 
Finanzierungslogik muss den notwendigen pflegerischen Leistungen folgen.  

Eine nachhaltige Reform erfordert die systematische Sichtbarmachung pflegerischer Leistungen auf Grundlage 
des Pflegeprozesses gemäß § 4 PflBG sowie die verbindliche Beteiligung der Pflegeprofession an allen relevanten 
Entscheidungs- und Verhandlungsprozessen. 
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Vorbemerkung 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen nimmt Stellung zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung. Wir begrüßen, dass die 
Bundesregierung mit diesem Entwurf Handlungsbedarf im Bereich der Krankenhausfinanzierung anerkennt. 
Zugleich sehen wir in zentralen Aspekten des Entwurfs – insbesondere hinsichtlich des Pflegebudgets – 
erheblichen Korrekturbedarf. 

Die vorliegende Stellungnahme richtet sich an die zuständigen Bundesministerien, insbesondere das 
Bundesministerium für Gesundheit (BMG), sowie an die Mitglieder des Deutschen Bundestags insbesondere an 
die Mitglieder des Gesundheitsausschusses.  

1. Ausgangslage: Verunsicherung und fehlender Mut zur Strukturreform 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die Beitragssätze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung kurzfristig zu stabilisieren. Vor dem Hintergrund, dass die Ausgaben der Gesetzlichen 
Krankenversicherungen (GKV) die Einnahmen übersteigen, sollen verschiedene Maßnahmen der 
Ausgabenbegrenzung und Einnahmensteigerungen ergriffen werden. Die damit verbundenen Maßnahmen 
greifen jedoch in ein hochkomplexes Finanzierungssystem ein, ohne die zugrunde liegenden strukturellen 
Probleme ausreichend zu adressieren. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt zeigen sich in der Krankenhauslandschaft die Verunsicherungen in Folge von 
Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) und Krankenhausreformanpassungsgesetz (KHAG), 
begleitet von zunehmendem Druck durch den Entwurf des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes. 

Eine verlässliche Personalplanung wird erschwert und lässt die zukünftige Entwicklung der Profession Pflege 
unklar erscheinen. 

Die Rolle der professionellen Pflege wird erneut überwiegend unter Gesichtspunkten diskutiert, die Sparpotential 
im „Kostenfaktor Pflege“ fokussieren. Diese Perspektive greift zu kurz und verkennt die zentrale Bedeutung 
pflegerischer Leistungen für die Funktionsfähigkeit des Krankenhauswesens.  

Seit dem 01.01.2025 ist in § 107 SGB V gesetzlich verankert, dass Krankenhäuser nicht nur unter ärztlicher, 
sondern auch unter pflegefachlicher Leitung stehen und sie entsprechend des Versorgungsauftrags eine 
ausreichende, diagnostische, pflegefachliche und therapeutische Versorgung nach wissenschaftlich anerkannten 
Methoden garantieren. Seit dem Jahr 2020 ist mit dem Pflegeberufegesetz klar definiert, was die der 
Pflegeprofession vorbehaltenen Aufgaben sind: Zur Pflegeprozessverantwortung gehört die Erhebung und 
Feststellung des Pflegebedarfs, die Planung, Organisation, Gestaltung und Steuerung des gesamten 
Pflegeprozesses sowie die Analyse, Evaluation, Sicherung und Entwicklung der Qualität der Pflege. Hinzu 
kommen demnächst die heilkundlichen Tätigkeiten der Pflegefachpersonen in Folge des Befugniserweiterungs- 
und Entbürokratisierungsgesetz (BEEP). Bislang blieben diese maßgeblichen Veränderungen jedoch ohne 
Konsequenz im Vergütungssystem, über das die folgerichtigen Steuerungsanreize gesetzt werden sollten. 

Auch wenn im GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz primär die Finanzen in den Blick genommen werden, muss 
der Mut zu strukturellen Veränderungen aufgebracht werden, denn ansonsten wird ein Muster perpetuiert, das 
für den Pflegebereich seit Jahrzehnten bezeichnend ist –Pflege bleibt eine „Schattentätigkeit“ und wird als 
nachrangig angesehen und behandelt. Dabei sind es die Pflegefachpersonen, deren Arbeit maßgeblich dazu 
beiträgt, teure Komplikationen zu vermeiden, Verweildauern zu verkürzen und die Patient*innenensicherheit zu 
gewährleisten. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen ist im größten Bundesland Deutschlands der Garant für die Einhaltung 
des Berufsrechts und die Durchsetzung der Berufsordnung. Das Pflegebudget hat dafür gesorgt, dass in vielen 
Krankenhäusern aufgrund besserer Personalbestzungen auf den Stationen die pflegerische Versorgung 
verbessert werden konnte, auch wenn aufgrund fehlender Daten keine systematische Evaluation möglich ist. 
Zugleich müssen die Fehlanreize des Budgets adressiert werden: Das Nebeneinander des aDRG-Systems und 
Pflegebudgets hat dazu geführt, dass Pflegefachpersonen gezwungen wurden, fachfremde Leistungen wie 
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Reinigungsarbeiten auszuführen. Wo dies bekannt wurde, ist die Pflegekammer auf Basis der Berufsordnung 
eingeschritten. Die meist systemisch übertragenen pflegefremden Tätigkeiten im Akutkrankenhaussektor 
werden hierbei von Pflegefachpersonen gemeldet und durch die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen 
nachverfolgt. Geltendes Berufsrecht wird für die Mitglieder auf Landesebene damit exekutiert.  

Die Schwächen des Pflegebudgets zu benennen und zu korrigieren, ist das Richtige. Sie als Legitimation für 
pauschale Deckelungen zu nutzen, ohne gleichzeitig die Strukturfehler zu beheben, ist das Falsche. 

Pflege ist kein Spielgeld – sie darf nicht länger als Finanzierungsreserve für andere Bereiche des Krankenhauses 
missbraucht werden. 

2. Einordnung des Gesetzesentwurfes aus pflegefachlicher Perspektive  

Pflege im Fokus – andere Berufsgruppen bisher ausgeklammert 
Der Entwurf richtet seinen Blick einseitig auf die Pflegepersonalkosten, ohne etwa die Kostenentwicklung im 
ärztlichen Bereich oder im Krankenhausmanagement vergleichbar zu thematisieren. Dabei ist die Datenlage 
eindeutig: Zwischen 1995 und 2020 nahm die Zahl der Ärzt*innen in Krankenhäusern um rund 69 % zu, während 
der Personalbestand im Pflegedienst im gleichen Zeitraum lange stagnierte oder zurückging (Statistisches 
Bundesamt, zit. nach Deutschem Berufsverband für Pflegeberufe, 2026). Hinzu kommen die Gehälter im oberen 
Management und im ärztlichen Bereich, die in der öffentlichen Debatte ausgeblendet sind, so dass eine verzerrte 
Diskussion stattfindet. Es verwundert, dass die Bundesregierung bisher keine Transparenz über die Entwicklung 
aller Personalkosten der vergangenen 20 Jahre hergestellt hat, also auch über die des oberen Managements und 
des ärztlichen Bereichs in den Kliniken. 

Nur eine ehrliche Gesamtschau aller Kostentreiber ist eine tragfähige Grundlage für gesundheitspolitische 
Entscheidungen. 

Wechselwirkungen mit dem Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) und 
Krankenhausreformanpassungsgesetz (KHAG) unzureichend berücksichtigt 
Der vorliegende Referentenentwurf steht nicht im legislativen Vakuum. Mit dem KHVVG und KHAG hat der 
Gesetzgeber erst kürzlich eine tiefgreifende Strukturreform der stationären Versorgung eingeleitet, die auf der 
Einführung von Leistungsgruppen und Vorhaltepauschalen basiert. Diese Systemveränderung wird unmittelbare 
Konsequenzen für die Pflegepersonalplanung haben: Es steht zu befürchten, dass sich der Fehlanreiz, 
Pflegefachpersonen pflegefremde Tätigkeiten zuzuweisen, neben dem rDRG-System und der Vorhaltevergütung 
noch verschärfen wird.  

Eine kohärente Gesamtstrategie ist notwendig: Maßnahmen zur Budgetstabilisierung dürfen nicht isoliert von 
der Krankenhausstrukturreform betrachtet werden. Vielmehr ist ein Prozess einzuleiten, der die 
Pflegefachpersonen mit ihren Leistungen auch im Vergütungssystem sichtbar macht und so Anreize setzt, den 
mit § 107 SGB V und § 4 PflBG eingeschlagen Weg in Verbindung mit dem Berufsrecht zur wirksamen Entfaltung 
zu verhelfen. Zudem müssen die heilkundlichen Tätigkeiten entsprechend § 112a SGB V der Pflegefachpersonen, 
die mit dem Befugniserweiterungs- und Entbürokratisierungsgesetz (BEEP) auf den Weg gebracht wurden, 
abgrenzbar definiert und erfassbar werden. Mittelfristig gelingt so eine Transparenz über das pflegerische 
Leistungsgeschehen und eine datengetriebene Qualitätsentwicklung sowie pflegerische Versorgungsforschung 
wird möglich. Dies umfasst, die Akademisierung der Pflege in der Patient*innenversorgung im Krankenhaus 
konsequent voranzutreiben und eine Mindestakademisierungsquote festzulegen. Zudem sind die pflegerischen 
Strukturanforderungen in den Leistungsgruppen umgehend zu ergänzen. 

Tariflöhne werden nicht mitbedacht 
Der Referentenentwurf berücksichtigt nicht hinreichend, dass tarifliche Lohnsteigerungen im Pflegebereich – die 
Ergebnis jahrzehntelanger Unterfinanzierung und notwendiger Attraktivitätssteigerungen sind – faktisch von 
Deckelungsmaßnahmen aufgezehrt werden. Wer Tariflöhne nicht berücksichtigt, untergräbt das 
Tariftreuegesetz und somit auch die Autonomie der Tarifpartner*innen. Statt widersprüchliche Gesetze zu 
verabschieden, sollte die berufsrechtliche Koppelung an Leistungen, wie oben beschrieben, stattfinden und 
Klarheit geschaffen werden.  
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Gefahr der Deprofessionalisierung 
Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz zielt einseitig darauf, die Kostenentwicklung zu dämpfen und 
Einnahmen zu steigern. Die fehlende Verknüpfung mit einer weiteren Strukturentwicklung kann den begonnenen 
Professionalisierungsprozess in der Pflege ausbremsen, wenn nicht gar gefährden. Es droht, dass insbesondere 
akademisierte Stellen – Advanced Practice Nurses, Pflegewissenschaftler*innen, klinische Expert*innen – 
gestrichen werden, da sie vermeintlich pflegefremde Tätigkeiten abseits der direkten Patient*innenversorgung 
ausüben. Diese Stellen sind vordergründig am teuersten und zuerst gefährdet. Dabei belegt die internationale 
Evidenzlage konsistent: Mehr qualifizierte Pflegefachpersonen, die mittelbar auf den Pflegeprozess einwirken, 
sind mit geringerer Mortalität, weniger Komplikationen sowie kürzeren Verweildauern und geringeren 
Wiedereinweisungsraten verbunden (Griffiths et al., 2023; McHugh et al., 2021; Musy et al., 2021). Ähnliche 
Entwicklungen sind für die Praxisanleiter*innenstellen zu befürchten. 

Die bisherige Gesetzgebung lässt erkennen, dass pflegefachliches Know-How bisher nicht ausreichend in die 
Ausgestaltung des Pflegebudgets eingeflossen ist. So sind Begriffe wie „Pflege am Bett“ längst überholt und 
praxisfern. Gleiches gilt für die kürzlich erst eingeführte Abgrenzung von hauswirtschaftlichen, logistischen, 
administrativen oder technischen Tätigkeiten in § 6a Absatz 2 KHEntgG. Diese werden zwischen Krankenhäusern 
und Krankenkassen zu zermürbenden Auseinandersetzungen führen. Auch hieran ist zu erkennen, dass 
zukünftige Definitionen abrechenbarer Leistungen im Bereich der Pflege der Professionalisierung Rechnung 
tragen müssen und diese auch außerhalb der direkten Patient*innenversorgung im Rahmen der 
Systemverbesserung anzuerkennen sind.  

Haftungsrechtliche Konsequenzen für Pflegefachpersonen beachten 
Die Überfrachtung mit pflegefremden Aufgaben hat nicht nur versorgungsqualitative, sondern auch erhebliche 
berufsrechtliche und haftungsrechtliche Konsequenzen. Pflegefachpersonen, die systemisch zu Tätigkeiten 
außerhalb ihres professionellen Kompetenzbereichs gezwungen werden, befinden sich in einem strukturellen 
Dilemma: Sie handeln auf Grundlage institutioneller Erwartungen, die ihrem eigenen Berufsrecht widersprechen. 
Im Schadensfall – etwa bei einem vermeidbaren Sturz oder einer Komplikation, die bei sachgerechter 
pflegerischer Beobachtung hätte verhindert werden können – tragen sie die individuelle 
berufshaftungsrechtliche Verantwortung für ein System, das sie zur Vernachlässigung ihrer Kernaufgaben zwingt. 

Eine Finanzierungslogik, die pflegefremde Tätigkeiten strukturell begünstigt, ohne Steuerungsmechanismen zur 
Zweckbindung zu etablieren, ist daher nicht nur versorgungs-, sondern auch rechtsstaatlich problematisch. Die 
Pflegekammer NRW betont: Wer Pflege finanziert, muss auch sicherstellen, dass das finanzierte Personal 
ausschließlich pflegerische Aufgaben erbringt – alles andere ist eine Zumutung gegenüber der Profession und 
gegenüber den Patient*innen und Beitragszahlenden in der GKV. 

 

3.  Position der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen – Strukturreform 
anstoßen 

Eine Deckelung des Pflegebudgets ohne strukturelle Reform ist keine Lösung, sondern ein Rückschritt. Die große 
Strukturreform des KHVVG und KHAG hat die Pflegeprofessionalisierung im Krankenhaus systematisch 
ausgeblendet. Die zentrale Forderung lautet daher: Die Deckelung muss mit einer konsequenten 
Weiterentwicklung des Pflegebudgets hin zu einem leistungs- und qualitätsorientierten Pflegeerlösbudget 
verbunden werden. Gleichzeitig müssen die Qualitätskriterien der Leistungsgruppen systematisch um eine 
pflegefachliche Dimension erweitert werden.  

4. Forderungen der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen 

Forderung 1: Pflegeleistungen definieren – gemäß Pflegevorbehalt und § 4 PflBG 

Professionelle Pflege muss bundesweit verbindlich definiert werden. Maßstab ist der Pflegevorbehalt gemäß 
Berufsordnung der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen und der gesetzliche Auftrag des Pflegeprozesses nach 
§ 4 PflBG. Zentrale Vergütungselemente müssen sein: 
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• direkte pflegerische Leistungen an Patient*innen auf Grundlage eines pflegerischen Assessments, 
• patient*innennahe Koordinations-, Beratungs-, Edukations- und Qualitätssicherungsleistungen, 
• sowie Leistungen, die aus einem festgestellten Pflegebedarf resultieren und im Rahmen des 

Pflegeprozesses erbracht werden. 

Davon abgegrenzt werden sollten Transport-, Service-, Hol- und Bringdienste und administrative Routinen.  

Die Entwicklung dieser Definitionen muss aus der Profession selbst heraus erfolgen, und zwar in den 
bestehenden Strukturen des Systems. Konkret bedeutet dies die Einbindung der Pflegeprofession in das 
Kuratorium für Fragen der Kodiersysteme im Gesundheitswesen (KKG) beim Bundesministerium für Gesundheit 
sowie in die Gremien der Selbstverwaltungspartner im Bund gemeinsam mit dem InEK, in denen die 
Kodierrichtlinien fortgeschrieben werden. 

Zudem muss umgehend, so wie im Koalitionsvertrag verankert, die Pflegeprofession stimmberechtigtes Mitglied 
im Gemeinsamen Bundesausschuss werden, zu dem auch ein Vorschlagsrecht gehört. Nur so kann die 
Pflegeprofession proaktiv ihre Kompetenz in die Entwicklung pflegerelevanter Qualitätsindikatoren und 
Qualitätssicherungsverfahren einbringen. 

Forderung 2: Pflegebudget als Pflegeerlösbudget weiterentwickeln 

Die Deckelung des Pflegebudgets darf zunächst nur als kostendämpfender Schritt verstanden werden. 
Gleichzeitig muss die Systementwicklung vorangetrieben werden. Pflegeleistungen müssen sichtbar gemacht 
und künftig abrechenbar werden. Instrumente der Pflegediagnostik und Strukturmerkmale müssen dabei als 
Grundlage der Sichtbarmachung von Pflegeleistungen verankert werden. Nur so kann Pflege als eigenständiger 
Versorgungsbeitrag im System abgebildet werden. Das bestehende Pflegebudget ist schrittweise zu einem 
leistungs- und qualitätsorientierten Pflegeerlösbudget weiterzuentwickeln. Wesentliche Elemente sind:  

• eindeutige Definition pflegerischer Diagnosen und Leistungen, 
• systematische Erfassung pflegesensitiver Qualitätsindikatoren (z. B. Dekubitus-, Sturz-, Delirhäufigkeit, 

Wiedereinweisungsraten), 
• verbindliche Personalbemessung unter Berücksichtigung des Qualifikationsmixes (insbesondere der 

akademischen pflegeberufe) auf Grundlage des tatsächlichen Pflegebedarfs, 
1.  

Die Sichtbarmachung pflegerischer Leistungen setzt zwingend eine adäquate digitale Infrastruktur voraus. Die 
elektronische Patientenakte (ePA) bietet erstmals die bisher nicht genutzte Möglichkeit, pflegerische 
Assessments, Diagnosen und Interventionen strukturiert und sektorübergreifend abzubilden. Die Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen fordert, dass die Weiterentwicklung des Pflegebudgets hin zu einem Pflegeerlösbudget von 
Anfang an mit der digitalen Leistungsdokumentation verknüpft wird. Pflegerische Dokumentation muss als 
Grundlage für Verhandlungen und Qualitätsnachweise anerkannt und entsprechend standardisiert werden – 
anknüpfend an die Logik des Pflegeprozesses gemäß § 4 PflBG. Ohne diese digitale Grundlage bleibt jede 
Leistungsabbildung strukturell lückenhaft. 

Forderung 3: Tariflöhne im Pflegebudget vollständig berücksichtigen 

Refinanzierung von Tariflöhnen entspricht dem Tariftreuegesetz. Um die Autonomie der Tarifpartner*innen zu 
stärken ist es umso wichtiger, Pflegeleistung nach den oben beschriebenen Prinzipien zu definieren und einen 
Missbrauch somit zu unterbinden. Die Auswirkungen der Begrenzung der Tariflohnsteigerungen für das 
Pflegepersonal auf den Veränderungswert bzw. auf die hälftige Tarifrefinanzierung oberhalb des 
Veränderungswertes auf das Pflegepersonal sind kontinuierlich zu evaluieren. Die anerkennenswerten 
Tarifsteigerungen in den letzten Jahren hatten einen spürbaren Einfluss auf die Attraktivität des Pflegeberufs. 
Diese positive Entwicklung darf nicht gefährdet werden. 

Forderung 4: Volle Transparenz über alle Personalkosten – Kostendaten der Krankenhäuser 
nutzen 
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Eine faire Debatte über Kostenentwicklungen im Krankenhaus erfordert Transparenz über alle Bereiche. Die 
Pflegekammer Nordrhein-Westfalen fordert die Bundesregierung auf, Transparenz über die anderen 
Berufsgruppen im Krankenhaus herzustellen. Nur wer alle Kostentreiber transparent macht, kann glaubwürdig 
über Einsparungen entscheiden.
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5. Schlussbemerkung – Pflege ist Teil der Lösung, nicht des Problems 

In Anbetracht des demographischen Wandels steigen die Herausforderungen an eine qualitätsgesicherte 
pflegerische Versorgung der Bevölkerung sowohl im Krankenhaus als auch in der ambulanten und stationären 
Altenpflege. Aufgrund der sich insbesondere durch die globalen Entwicklungen dramatisch veränderten 
gesamtwirtschaftlichen Situation unsers Landes, rücken derzeit vorrangig die finanziellen Schieflagen von 
Kranken- und Pflegekassen ins Zentrum der politischen Debatte. Darüber darf die weitere Professionalisierung 
der Pflege nicht ins Hintertreffen geraten, sondern sie muss konsequent vorangetrieben werden. Denn es wird 
maßgeblich die Pflegeprofession sein, die eine menschenwürdige Versorgung der betroffenen 
Bevölkerungsgruppen sicherstellen wird. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen wird hierzu einen wesentlichen Beitrag leisten und Verantwortung mit 
übernehmen. 
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